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am 23° Oktober 1958
——u— -‚ \‚ Y ‚ ‚ „, ‚ „ ‚ —„»

; Klägerin und Revieionskle'igerin9
Regierungssekretär ‚

Schriftführer gesetzlich vertreten durch das Kreisjugendamt
‘ K: ' '

— Prozeßbevollmächtigter:

gegen

die Landesvereicherungeenstalt Schwaben
in Augsburg‚ Holbeinstraße 10 und 87

Beklagte und Revieionsbeklagte,

gesetzlich vertreten durch die Mitglieder ihrer
Geschäftsführung,

hat der 40 Senat des Bundeesozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung von 23° Oktober 1958, an der

mitgewirkt haben

Bundesrichter F e c h n e r
als Vorsitzender,

Bundeerichter D e m i a n i und

Bundesrichter Dr° D a p p r i c h
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter B l u m
{

und

Bundeesozialrichter von L o e w e n s t e i n
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Sozialgerichts

Augsburg vom 170 Mai 1956 wird zurückgewiesen"

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten‚
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Laie h..e.aian.n

Die am 90 August 1937 geborene Klägerin ist ein vorehe—

liches Kind der Witwe G “‘ ‘S'
, deren verstor—

bener Ehemann der Klägerin seinen Namen erteilt hat°

Am 13. Dezember 1949 beantragte der gesetzliche Vertreter

der Klägerin bei der Beklagten die Gewährung der Weisen;

rente aus der Invalidenversicherung des seit Januar 1945

verschollenen Uhrmachers K“' R aus Berlin° In dem
Antrag war angegeben, daß R mw"“durch'Urteil des Amtsge—

richts Berlin—Wedding rechtskräftig zur Unterhaltsleistung

verurteilt werden war„

Durch "Mitteilung" vom 5. März 1951 bewilligte die Beklagte

vom 1„ Januar 1950 an eine "vorlärfige Fürsorge" nach den

‚Bestimmungen des Bayerischen Staatsministers für Arbeit

und soziale Fürsorge vom 200 Mai 1949. Bei dieser Bewilli—

gung war der Beklagten nicht bekannt, daß der Kindesmutter

wahrend der Bmpfängniszeit noch ein anderer Mann, G

beigewohnt hatte, gegen den eine Unterhaltsklage aber

rechtskräftig abgewiesen werden war, weil er nach einem

Blutgruppengutachten als Erzeuger ausschied„ Als die Be—

klagte von einer eidlichen Aussage der Kindesmutter in

einer Versorgungssache erfuhr, in der diese zugegeben hatte,.

daß sie auch mit einem anderen Mann verkehrt habe, stellte

die Beklagte Ende März 1955 die Zahlung der vorläufigen

Fürsorge ein° Mit Bescheid vom 16„ Oktober 7953 lehnte sie
den Rentenantrag ab und forderte die bis März 1953 gezahl—

ten 1118‚—— DM zurück°

Gegen diesen Bescheid legte die Klägerin Berufung ein, die

mit dem Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als

Klage auf das Sozialgericht (SGQ) Augsburg überging. Sie

beantragte in der mündlichen Verhandlung die Gewährung der

Waisenrente, nachdem sie in der Berufungs30hrift auch die

Aufhebung des Bescheides beantragt hatteo ,

Das SG„ hob durch Urteil vom 17° Mai 3956 den Bescheid
der Beklagten insoweit auf, als die Beklagte damit eine
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Rückforderung von 1118„—— DM geltend macht; im übrigen

wies es die Klage ab und ließ die Berufung zu° Das SG,

war der Ansicht, daß die Klägerin keinen Anspruch auf

die Waisenrente aus der Versicherung des R‘ habe, weil

nicht feststehe, daß der Versicherte ihr Vater sei° Zwar sei

er rechtskräftig zur Unterhaltsleistung verurteilt werden„

An dieses Urteil, das nicht alle möglichen Beweismittel er—

sdhöpft habe, sei das SG. nicht gebunden. Im Sozialversi—

cherungsre0ht sei der @ 1717 BGB nicht anwendbar„ Es genüge

nicht die Feststellung der Zahlvaterschaft, sondern es müsse

die blutsmäßige Vaterschaft festgestellt werden° Zwar müsse

Gt % als Erzeuger der Klägerin ausscheiden. Aus den Umstän—

den ergebe sich jedoch, daß die Kindesmutter während der

Empfängniszeit höchstwahrscheinlich noch mit anderen Männern

verkehrt habe. Deshalb könne das Gericht sich nicht davon

überzeugen, daß der Versicherte R_--„„ der Erzeuger der Klä—

gerin sei° Die Übernahlung von 1118°—— DN'sei weder von dem

gesetzlichen Vertreter der Klägerin noch von der Beklagten

verschuldet werden° Zwar habe die Beklagte deshalb einen
Rückforderungsanspruch, jedoch sei die Geltendmachung dieses

Anspruchs unzulässig, weil sie wegen der Einkommensverhält—

nisse der Klägerin zur Zeit 3 gen Treu und Glauben verstoße.

Gegen dieses Urteil, das ihr durch eingeschriebenen Brief

vom 50 Juli 1956 zugestellt wurde, legte die Klägerin am

'4„ August 1956 Sprungrevision mit dem später wiedergege—
benen Antrag ein und begründete das Rechtsmittel gleich—

zeitig, Der Revisionssehrift fügte sie eine Einwilligungs—

erklärung der Beklagten bei.

Die Klägerin ist der Ansicht, daß sie einen Anspruch auf

Waisexrente habe. Es komme nicht darauf an, ob der Versi—

cherte R
„

ihr leiblicher Vater sei, sondern es genüge
die Feststellung der Zahlvaterschaft, weil die Uaiscnrente

nach ihrem Zweck den weggefallenen Unterhalt ersetzen solle°

Es müsse deshalb auch das Vorliegen eines Unterhaltsurteils

genügen,.
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Die Klägerin hat beantragt,

1„ das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
17„ Mai 1956 insoweit aufzuheben, äls dieses

den Nachweis der blutsmäßig festgestellten
Vaterschaft zum Bezug der Invelidenwaisen—

rente für die Klägerin fordert,
2° die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin die

Invalidenwaisenrente bis zur Vollendung des
18„ Lebensjahres nach dem verstorbenen Ver—

sicherten E ' iR: zu zahlen,

5„ hilfsweise, die Suche zur anderweitigen

“Verhandlung und Entscheidung an das Gericht

erster Instanz zurückzuverweisen°

Die Beklagte hat beantragt,

‘ die Revision zurückzuweisen„

Sie ist der Ansicht, daß das angefochtene Urteil im Ergebnis
richtig sei. Zwar könne nicht der Beweis der blutsmäßigen

Vaterschaft verlangt werden, jedoch müsse wie im Versor—

gungsrecht die blutsmäßige Vaterschaft wahrscheinlich Seine

Im vorliegenden Fall sei sie aber nur möglich„

E n t s„g_b;g_i„g_y_n g s g r ü n d e :

Die Revision ist frist— und formgerecht eingelegt und

begründet worden.

Das Bundessozialgeriéht (BSG°) hat zunächst die Frage der
Statthaftigkeit der Sprungrevision geprüft und bejaht° Da

die sonstigen Voraussetzungen für die Statthaftigkeit

— Zulessung der Berufung nach 5 150 SGG und ordnung3mäßige

Zustimmungserklärung des Revisionsbeklagten — vorlegen,

kommt es allein darauf an, ob es sich um einen Fall han—

delt, in dem die Berufung nach den 55 144 bis 149 SGG

nicht zulässig'vzar° Dabei kann es im vorliegenden Fall,

in dem die Sprungrevision noch vor dem Inkrafttreten des
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Zweiten inderungsgesetzes zum GG eingel% t werden war,

dahinges tellt bleiben, ob die 55 144 bis 149 in ihrer

vor oder nach jener gesetzlichen Änderung gel „enden

Fassung anzuwenden sind° In Urteil des SG° ist über
zwei verschiedene selbständige Ansprüche (Rentengewäh—

rung und Aufhebung des Bescheides über Rückzahlung schon

empfangener Rentenleistungen) entschieden; die Revision

st jedoch allein auf den erstgw annten Anspruch be—

schränkt; auch Wenn noch die alte Fassung der @? 144“
bis 149 SGG zugrunde gelegt würde, wäre für die Prü—

fung der Statthaftigkeit der Sprungrevision nur der

Anspruch, der allein noch mit einem Rechtsmittel ver—

folgt wird9 maßgebend, wie der Senat im Anschluß an

die Rechtsprechung des 50 Senats (Beschluß vom 14„10„

1957 Asa 5 RKn 22/57) entschieden hat" Da die Klägerin

bereits vor dem Brlaß d s sozialgerichtlichen Urteils

ihr 18„ Lebensjahr vollendet hatte und irgendwelche

Merkmale, die nach der damaligen Rechtslage die Gewäh—

rung einer Uaisenr*nte uber das 18 Lebensjahr hinaus

hätten zulassen können, nicht vorlie„en, ist davon aus—

zugehen, daß das sozialg ericl tliche Urteil mit der Ab—

lehnung des Waisenrentenan siruchs nur uber vergangene
Zeiträume entschieden hat; ebenso wie die Revision selbst

auch nur diesen Anspruch betrifft° Dann war aber insoweit

ie Berufung nach 5 146 SGG in beiden F;1ssungen ausge—
.Lschlossen und denne eh die Sprung MV ion steWuchaft„

In der Sache selbst handelt es sich allein um die Frage

der Rechtmäßigkeit der Versagung der beantragten Weisen—

rente; eine Nachprüfung der vorherigen E11stellung der

"vorläufigen Fürs rge" ist mit der Klage nicht begehrt

und hat daher der Betracht zu bleiben°

Auf den vorliegenden Fall ist noch das alte Recht anzu—
wenden; die Vorschrift des neuen Rechts (5 1267 Reichs—

vers cherungsordnung — EVO —) gilt nach 5 20 des Arte 2

A“beiterrentenversiche”°tW=g„—Tfourece ungs gesetz (ArVNG)

zwar euch für friher eingecret ene Vers ie heru ngsfäille9
.J_

ist je doch auf diese erst vom 1° Januar 1957 ab anzu—
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- 6 _

wenden, zu welchem Zeitpunkt die Klägerin das 18„7Lebens+

jshr bereits vollendet hätte; überdies würde 5 44 des
Art° 2 a.a°0°, der den 5 20 nicht in Bezug nimmt, ohnehin

‚einer Anwendung der Vorschriften des neuen Rechts durch

das BSG° entgegenstehen°

Da es sich um eine Fremdrente handelt (der Versicherte,

als dessen Weise die Klägerin engeeehen werden will, hatte

lediglich zur LVA„ Brandenburg Beiträge gezahlt), ist

nach @ 2 Fremdrentengesetz (FredeG) beziehungsweise für

die Zeit vor dem 1° April 1952 nach @ 20 Abs° 5 FredeG

in Verbindung mit 5 1 des Bayerischen Flüchtlingsrenten—

gesetzes vom 5„ Dezember 1947 die RVO in der Fassung vom
1° Februar 1956 anzuwenden, d.h° im vorliegenden Falle

@ 1258 EVO aoF„ '

Da das SG° unangefochten festgestellt hat, daß der Ver—

sicherte R. seit Januar 1945 verschollen ist (5 1259

in Verbindung mit @ 1260 RVO a„F„), ist die Waisenrente

an die Klägerin als uneheliches Kind dann zu gewähren,

wenn die Vaterschaft R' s festgestellt ist°

Eine allgemein bindende Feststellung dieser Vaterschaft

könnte einzig durch ein Stetusurteil erfolgt sein„ Das

amtsgerichtliche Urteil, auf das die Klägerin sich be—

ruft, stellt jedoch nur im Sinne des @ 1717 BGB die sog°
"Gilt- oder Zahlvatersehaft" R .s fest„ Das im

5 1258 RVO e.„F° für die Gewährung der Waisenrente vor—

gesehene Erfordernis, die Vaterschaft müsse festgestellt

sein, verlangt nach Auffassung des Senats über diese

Zahlvaterschaft hinaus jedoch die Feststellung der bluts—

mäßigen Vaterschaft°

Auch das bürgerliche Recht kennt nur einen einheitlichen

_
Begriff der unehelichen Vaterschaft im Sinne der tatsäch—

lichen Erzeugerschaft (vgl„ BGHZ° 5 S° 590 ff°)° Durch
@ 1717 BGB wird einzig eine im Rahmen der Unterhalts—

ansprüche nur beschränkt widerlegbare Vermutung dafür

aufgestellt, daß die Beiwohnung während eines bestimmten
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‚Zeitraums zur Erzeugung des Kindes geführt hat; aus der

solcherweise vermuteten biologischen Vaterschaft wird

alsdenn die Unterhaltsverpfliohtung abgeleitet°

Im sozialger*ehtliehen Verfahren kann diese Vermutung

dagegen nicht ohne weiteres zugrunde gelegt werden,

da sie ihrem Wesen nach der aus der Amtsermittlungs—

pflicht abzuleitenden Verpflichtung der Sozialgerichte,

die absolute Wahrheit zu ermitteln,widerspricht°

Wenn das Gesetz weiter den Begriff "Feststellung" ge—
braucht, so wird damit d-r wirkliche Beweis der Vater—0

schaft gerade im Gegensatz zur "Glaubh ftmsehung" im

Versorgungsreeht gefordert (vgl° BVA, in AN° 1925 8,386

und 1926 8° 204)„ Die Feststellung jener Vaterschaft

es SG° als Vorfrage selbständig im Wege der-)

Amtsermi*tlung zu k üren und zu entscheiden, wobei es

0 H .’3 0 0 23 ci
“

C
)

‚..
.:

*eehende Feststellung nur dann treffen durf—

te, wenn es von der.blutsmäßieen Vetersehsft voll über—

, Bei dieser Entscheidung wird die Würdigung

H
a"

$

eines au Grund des 5 1717 BGB ergangenen Unterhalts-

urteils stets eine besondere Bedeutung haben und recht
oft ausreichen, dem Gericht bereits die Überzeugung

von der blutsmäßieen Vaterschaft zu verschaffen° Im

vorliegenden Felle hat das SG° dagegen auf Grund der

von ihm gewürdigten Beweise, zu denen auch jenes

Unterhaltsurteil zählte, die blutsmüßige Vet rschaft

e tets„chliehenicht als erwiesen angenommen„ An dies

Feststellung ist des BSG° gebunden, da die Klägerin

diese “eststellung als solche nicht angegiiffen hat,.)

Das angefochtene Urteil läßt demnach, da davon aus—

gegangen werden muß, daß die Vaterschaft im Sinne des
@ 1258 BVD a;F„ nicht f05t808v011t werden konnte, keine

Rechtsverletzung erkennen; unter diesen Umständen ist,
«rder erhobene haisenrontenenspruch unbegründet°
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Die Revision war daher zurückzuweisen„

Die Kostenentsoheidung ergeht in entsprechender Anwendung

des 5 193 SGG°
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